
Sie können die QR Codes nützen um später wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

§ 10 UVP-G 2000
Grenzüberschreitende
Umweltauswirkungen

 UVP-G 2000 - Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000

 Berücksichtigter Stand der Gesetzgebung: 26.03.2023

file:///


1. (1)Wenn das Vorhaben erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt eines anderen Staates haben könnte oder wenn

ein Staat, der von den Auswirkungen des Vorhabens betroffen sein könnte, ein diesbezügliches Ersuchen stellt,

hat die Behörde

1. 1.diesen Staat so früh wie möglich und sofern für die Berücksichtigung grenzüberschreitender

Auswirkungen sinnvoll bereits im Vorverfahren, spätestens jedoch wenn die Öffentlichkeit informiert wird,

über das Vorhaben zu benachrichtigen, wobei eine Beschreibung des Vorhabens, verfügbare Informationen

über mögliche grenzüberschreitende Auswirkungen und gegebenenfalls das Konzept der

Umweltverträglichkeitserklärung beizuschließen sind,

2. 2.ihn über den Ablauf des UVP-Verfahrens und die Art der möglichen Entscheidung zu informieren und ihm

eine angemessene Frist für die Mitteilung einzuräumen, ob er am UVP-Verfahren teilzunehmen wünscht

oder nicht.

2. (2)Teilt der Staat mit, dass er am UVP-Verfahren teilzunehmen wünscht, sind ihm

1. 1.der Genehmigungsantrag, die Umweltverträglichkeitserklärung und allenfalls andere

entscheidungsrelevante Unterlagen, die der Behörde zum Zeitpunkt der Kundmachung gemäß § 9 vorliegen,

zuzuleiten,

2. 2.unter Einräumung einer angemessenen Frist die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben, wobei diese

Frist so zu bemessen ist, dass es dem Staat auch ermöglicht wird, die Antragsunterlagen der Öffentlichkeit

zugänglich zu machen und ihr Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, und

3. 3.das Umweltverträglichkeitsgutachten oder die zusammenfassende Bewertung zu übermitteln.

3. (3)Auf Grundlage der übermittelten Unterlagen und der Ergebnisse des Umweltverträglichkeitsgutachtens oder

der zusammenfassenden Bewertung sind erforderlichenfalls Konsultationen über mögliche

grenzüberschreitende Auswirkungen und allfällige Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung von

schädlichen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen zu führen. Diese Konsultationen haben tunlichst im

Wege der durch zwischenstaatliche Übereinkommen bereits eingerichteten Stellen im Rahmen ihrer

Zuständigkeiten, insbesondere der Grenzgewässerkommissionen, zu erfolgen. Bezüglich der Dauer der

Konsultationsphase ist ein angemessener Zeitrahmen zu vereinbaren.

4. (4)Die Entscheidung über den Genehmigungsantrag, die wesentlichen Entscheidungsgründe, Angaben über das

Verfahren zur Beteiligung der Öffentlichkeit und eine Beschreibung der wichtigsten Maßnahmen zur Vermeidung

oder Verminderung oder zum Ausgleich erheblicher schädlicher, belästigender oder belastender Auswirkungen

auf die Umwelt sind dem betroffenen Staat zu übermitteln.

5. (5)Für die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gilt hinsichtlich Staaten, die nicht Vertragsparteien des Abkommens

über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, der Grundsatz der Gegenseitigkeit.

6. (6)Der Projektwerber/die Projektwerberin hat der Behörde, soweit für die Durchführung des

grenzüberschreitenden UVP-Verfahrens erforderlich, auf Verlangen Übersetzungen der von ihm vorgelegten

Unterlagen in die Sprache des betroffenen Staates vorzulegen.

7. (7)Werden im Rahmen eines in einem anderen Staat durchgeführten UVP-Verfahrens Unterlagen über die

Umweltauswirkungen eines Vorhabens im Ausland, das erhebliche Auswirkungen auf die Umwelt in Österreich

haben könnte, übermittelt und ist auf Grund völkerrechtlicher Verpflichtungen eine Beteiligung der Öffentlichkeit

durchzuführen, so ist bezüglich Unterlagen, die den in Abs. 2 Z 1 angeführten Unterlagen entsprechen, von der

betroffenen Landesregierung gemäß § 9 vorzugehen, wobei sich die Dauer der Auflagefrist nach den

Bestimmungen jenes Staates richtet, in dem das Vorhaben zur Ausführung gelangen soll. Anderen in ihrem

umweltbezogenen Aufgabenbereich berührten Behörden ist die Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben.

Eingelangte Stellungnahmen und auf Ersuchen des anderen Staates auch Informationen über die möglicherweise

betroffene Umwelt sind von der Landesregierung dem Staat, in dem das Vorhaben verwirklicht werden soll, zu

übermitteln. Werden im Verfahren weitere Unterlagen wie Gutachten oder Entscheidungen übermittelt, so sind

diese der Öffentlichkeit in geeigneter Form zugänglich zu machen.

8. (8)Besondere staatsvertragliche Regelungen bleiben unberührt.
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